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Bern Am vergangenen Sonntag
stimmten die Stadtzürcherin-
nen und Stadtzürcher entgegen
der Empfehlung des Stadtpar-
laments für vergünstigte Abos
im öffentlichenVerkehr (ÖV) für
alle. Doch laut dem Verband öf-
fentlicher Verkehr braucht es,
um mehr Passagiere in den ÖV
zu bringen, vorab ein gutes
Mobilitätsangebot, wie der Ver-
band auf Anfrage von Keystone-
SDA schrieb.

In den einzelnen Regionen
variierten zudemdie Herausfor-
derungen imÖV.Auch der Infor-
mationsdienst für den öffent-
lichen Verkehr (Litra) und die
ÖV-Branchenorganisation Alli-
ance Swiss Pass stehen gene-
rellen Vergünstigungen kritisch
gegenüber. Der ÖV koste im-
mer gleich viel, auch wenn die
Kunden weniger berappen wür-
den – schlussendlich zahle der
Steuerzahler mehr. Die Dichte
und die Qualität des ÖV brauch-
ten auch Investitionen. (SDA)

ÖV-Verbände stehen
Verbilligung
kritisch gegenüber

Sinkende Zahlen Überall in der
Schweiz schrumpft der Stras-
senstrich. Im Jahr 2020 besassen
85 Sexarbeiterinnen eine Bewilli-
gung, um in den Strichzonen der
Stadt der Prostitution nachzu
gehen,wie es bei der Stadtpolizei
Zürich auf Anfrage des «Sonn-
tagsBlicks» heisst. 2025waren es
60.Auf demStrassenstrich inOl-
ten,wo sich einst bis zu 80Prosti-
tuierte anboten, hat sich die Zahl
mehr als halbiert. Melanie Mu-
ñoz, Leiterin der Fachstelle Lysi
strada inOlten, sagt, Prostituierte
würdenvermehrt über das Inter-
net mit ihren Kunden in Kontakt
kommen: «Es gibt nichtweniger
Sexarbeiterinnen. Sie sind ledig-
lichweniger sichtbar geworden.»
Weniger sichtbar sind sie ent-
sprechend auch für jene, die ih-
nen helfen wollen. Die Zahl der
physischen Kontakte zu Sexar-
beiterinnen habe abgenommen,
stattdessen setze man neu auch
auf «online aufsuchende» Bera-
tung, sagt Muñoz. (red)

Der Strassenstrich
in der Schweiz
stirbt aus

Zürich Seit 2024 überprüft die
ETH Masterstudierende, Dokto-
randen undAngestellte systema-
tisch auf Sicherheitsrisiken: Eine
spezialisierte Stelle kontrolliert
Bewerbungen von Personen aus
Ländern, gegen die die Schweiz,
die EU oder die USA Sanktionen
verhängt haben. Auch diese Re-
daktion berichtete darüber. Wie
die «NZZ am Sonntag» schreibt,
hatdieETHseitherrund1250Dos-
siers überprüft und 80 Bewer-
bungen abgelehnt: 38 aus China,
13 aus dem Iran, 11 aus Russland,
5 ausPakistan sowie 13 ausweite-
ren Staaten.Dabeiwird unter an-
derem geprüft,wo jemand zuvor
gearbeitet oder studiert hat und
ob diese OrteVerbindungen zum
Militär oder zur Regierung auf-
weisen. «Wirwollen verhindern,
dass Technologie, die militärisch
genutzt werden kann, in falsche
Hände gerät», sagt Silvia Nast,
Leiterin derExportkontrollstelle,
in der «NZZ am Sonntag». (red)

ETH hat Bewerber
aus dem Ausland
abgewiesen

Mischa Aebi

—Waswollen die
Jungsozialisten mit ihrer
Volksinitiative erreichen?
Sie wollen eine nationale Erb-
schaftssteuer einführen. Die-
se würde nur sehr grosse Ver-
mögen belasten und das Geld
zweckgebunden für den Klima-
schutz einsetzen. Offiziell heisst
die Juso-Forderung: Volksiniti-
ative für eine soziale Klimapoli-
tik – steuerlich gerecht finanziert.

—Werwäre betroffen?
Die Initiative sieht einen Frei-
betrag von 50 Millionen Fran-
ken vor. Vermögen unter die-
ser Freigrenze blieben steuerfrei.
Bei grösseren Erbschaften wür-
de nur der Teil, der diese Gren-
ze übersteigt besteuert. Beispiel:
Hinterlässt jemand ein Erbe von
60 Millionen Franken, wären
10 Millionen steuerpflichtig.

—Wie hochwäre die Steuer?
Die Initiative sieht einen Steuer
satz von 50 Prozent auf jenem
Teil des Vermögens vor, der den

Freibetragübersteigt. In unserem
Beispiel würde also eine Erb-
schaftssteuer von 5 Millionen
Franken fällig.

—Wozu sollen die Einnahmen
aus der Steuer verwendet
werden?
Sie müssten vollständig in Kli-
maprojekte investiert werden –
etwa in den Ausbau erneuer
barer Energien oder jenen von
Gebäudesanierungen.

—Warumwollen die Juso
eine Erbschaftssteuer nur
für Superreiche?
Laut den Juso «zeigen immer
mehrStudien», dass «die Reichs-
ten mit ihren klimaschädlichen
Investitionen und ihrem Kon-
sumverhalten enorm zurKlima-
zerstörung beitragen».

—Wie gross wäre das
erwartete Steueraufkommen?
Eine Studie imAuftrag des Bun-
des schätzt, dass die jährlichen
Erbschaften aus Vermögen über
50 Millionen Franken zwischen
5,1 und 9,9 Milliarden Franken
liegen.Daraus ergäbe sich theore-

tisch ein Steuerertrag von 2,5 bis
5 Milliarden Franken pro Jahr.
Die Studie geht jedoch davon aus,
dass unter dem Strich viel weni-
ger Steuern anfallen oder gar ein
Verlust resultieren könnte.

—Warum könnte unter dem
Strich ein Verlust resultieren?
Die Studie geht davon aus, dass
viele Superreicheversuchenwür-
den, die Abgabe zu umgehen –
etwa durch Auswanderung. So
entgingen dem Bund auch Ein-
kommens- undVermögenssteu-
ern.Unter demStrich rechnet die
Studie im besten Fall mit Mehr-
einnahmenvon rund 0,3Milliar-
den Franken – im schlechtesten
Fall sogar mit einem Nettover-
lust von 0,7 Milliarden Franken.

—Würden Erbschaften
von pauschalbesteuerten
Ausländern auch besteuert?
Das ist umstritten. Pauschalbe-
steuerteAusländer zahlen in der
Schweiz keine regulären Steuern.
Siewerden auf derBasis derAus-
gaben besteuert. Ihreweltweiten
Vermögen kennen die Steuerver-
waltungen in der Schweiz nicht.

Ob diese Vermögen bei einer
Annahme der Initiative im Erb-
fall besteuert würden, ist nicht
abschliessend geklärt. In der
Bundesstudie sind dieVermögen
der pauschalbesteuerten Mul-
timillionäre gar nicht berück-
sichtigt. Einige Rechtsexperten
gehen jedoch davon aus, dass
deren Erbschaften auch betrof-
fen wären.

—Was sagen die Gegner?
Sie warnen vor einer Abwande-
rung von Vermögenden, einem
Angriff auf das Schweizer Er-
folgsmodell. Die Gegnerwarnen
ausserdem davor, dass gesunde
Schweizer Unternehmen nach
demTod des Besitzers zerschla-
gen und ins Ausland verkauft
werdenmüssten,weil die Nach-
kommen die Erbschaftssteuer
sonst nicht bezahlen könnten.

—Warum gab die Initiative
schon über ein Jahr vor der
Abstimmung so viel zu reden?
Kritiker warnten früh, dass Su-
perreiche – darunter auch
Unternehmer – die Schweiz
noch vor der Abstimmung ver-

lassen könnten. Der Grund: Die
Initiative enthält eine Bestim-
mung, die so verstandenwerden
kann, dass ein spätererWegzug
nichts mehr nützt. Wer unmit-
telbar nach derAbstimmung ins
Ausland zieht, könnte nachträg-
lichmit einerWegzugssteuer be-
legtwerden, sodass die Steuer in
einem späteren Erbfall sicher-
gestellt ist.

—Wie positionieren sich
die Parteien?
Die SP und die Grünen unter-
stützen die Vorlage, wenn auch
nicht vorbehaltlos. Bürgerliche
Parteienwie FDP,Mitte und SVP
bekämpfen sie geschlossen.

—Was sagt der Bundesrat?
ErlehntdieInitiativeabundwarnt
vor negativen Folgen für das
Land.

—Welche Chancen hat
die Initiative an der Urne?
ErsteUmfragen zeigen eine deut-
liche Skepsis. Viele teilen zwar
die Klimaziele, zweifeln aber an
der Eignung einer solchen Erb-
schaftssteuer als Instrument.

Bitten Juso Superreiche zur Kasse? Die
wichtigsten Fragen zur Erbschaftssteuer
Abstimmung vom 30. November Die Jungsozialisten fordern eine nationale Erbschaftssteuer für Vermögen über
50 Millionen Franken – zugunsten des Klimaschutzes. Gegner warnen vor Abwanderung und Steuerausfällen.

«Wir sind schockiert über das,
was wir gesehen und erlebt ha-
ben», sagte einer der Schwei-
zer gestern in derAnkunftshalle
des Genfer Flughafens. Etwa
200 Personen nahmen die acht
Aktivisten in Empfang.

Der Aktivist, der im Namen
seinerKameraden sprach,berich-
tete, dass die Flottille einem«re-
gelrechtenmilitärischenAngriff»
der israelischen Marine ausge-
setzt gewesen sei. Er sprach dann
von «unmenschlichen» Haftbe-
dingungen und davon, dass sie
Opfer von «Folter und Übergrif-
fen» geworden seien.

Er wolle nicht weiter darauf
eingehen, solange noch weitere
Aktivisten inhaftiert seien, so der
Aktivist. «Wirwerden nach ihrer
Rückkehr eine umfassende Er-
klärung abgeben.» Noch immer
seien mehr als 300 Mitglieder
der Flottille, darunter 10 Schwei-
zer, in Haft. «Wir sind sehr be-
sorgt über ihr Schicksal.»

Scharfe Kritik am EDA
Der Aktivist kritisierte auch die
«totale Untätigkeit» des Eidge-
nössischen Departements für
auswärtige Angelegenheiten
(EDA), das seinerMeinung nach
kaum etwas unternommen
habe, um ihnen zu helfen. Im
Gegensatz dazu lobte er die Un-
terstützung der Türkei, die eine
Rückführung von Aktivisten
über Istanbul ermöglicht habe.
Tags zuvorhatte auch die schwe-
discheAktivistin GretaThunberg
von schlechter Behandlung und
mangelhafter Versorgung be-
richtet. Zudemhabe sieHautaus
schläge, verursacht durch Bett-
wanzen. Insgesamt 19 Schweizer
Staatsangehörige waren unter
den mehr als 400 Aktivistinnen
und Aktivisten an Bord der

41 Schiffe der Flottille. Israelische
Streitkräfte hatten die Boote
am Donnerstag und Freitag ab-
gefangen und die Insassen in
Gewahrsam genommen.

Neben den acht Schweizer
Staatsangehörigen, die gestern

über Genf zurückkehrten, war
eine neunte Person am Sams-
tag in Zürich gelandet. Nach
jüngsten Informationen be-
finden sich die übrigen zehn
Schweizer Staatsangehörigen
noch immer im Haftzentrum

Ktzi’ot in derNegev-Wüste. Laut
Annie Serrati, Sprecherin der
OrganisationWaves of Freedom
(WOFA), die gestern am Flugha-
fen Genf anwesend war, ist der
Gesundheitszustand der zehn
Schweizer «relativ gut». Sie sagte

jedoch, dass sie über die Haft
bedingungen besorgt sei, ins-
besondere was die Hygiene und
den Zugang zu Nahrung und
Trinkwasser betreffe.

Patricia Shams / SDA

Neun Schweizer Flottille-Aktivisten sind zurück in Genf
Nach Haft Die Schweizer Teilnehmenden der Gaza-Hilfsflotte berichten von «Folter und Übergriffen» in Israel.

Haben in israelischem Gewahrsam nach eigenen Aussagen Schlimmes erlebt: Die Schweizer Aktivisten nach ihrer Ankunft in Genf. Foto: AFP
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Tanja Hudec

Kinder, die nicht mit Scheren
hantieren können, noch nie im
Wald waren oder im Kindergar-
ten Windeln tragen – solche Be-
obachtungenwerden zunehmend
gemeldet.DieAargauerBildungs-
direktorin Martina Bircher sagte
jüngst im «Blick»: «Wir müssen
immer mehr Erziehungsarbeit
leisten und Defizite aus den El-
ternhäusern ausbaden.»

Diese Redaktion hat mit Ver-
kehrspolizisten, Schulleitungen
sowie Lehrpersonen aus ver-
schiedenen Kantonen gespro-
chen, die Kinder vom Kinder-
garten- bis zumOberstufenalter
unterrichten. Auch sie sprechen
von auffälligen Defiziten ihrer
Schüler und Schülerinnen.

Fragtman nach den Gründen,
geht der Fingerzeig Richtung
Eltern. Aber sind wirklich die
Eltern die Hauptschuldigen?Wo
endet Familienaufgabe, wo be-
ginnt Schule? Welche Massnah-
men braucht es?ThomasMinder,
oberster Schulleiter der Schweiz,
stellt sich diesen Fragen und
spricht über die wahre Aufgabe
der Schule,Vorurteile gegenüber
Ausländern sowie den Schaden,
den Helikoptereltern anrichten.

HerrMinder, Ihr Lächeln zeigt:
Sie hören die Defizite, die
Lehrer bei Kindern beobachten,
nicht zum erstenMal?
Nein. Und ich würde intuitiv
zustimmen: Wir haben mehr
Kinder mit motorischen und
anderen Entwicklungsschwie-
rigkeiten. Die Mehrheit ist aber
okay. Leider reicht es,wenn eine
gewisse kritische Masse über-
schritten wird, damit es stört.

Die Lehrpersonen sagten, die
Hälfte oder sogar dieMehrheit
der Kinder zeige diese Defizite.
Das würde ich bestreiten. Die
Frage ist aber auch: Ist Hetero-
genität ein Störfaktor oder eine
Inspiration?

Wenn ein Kind imAlter von elf
Jahren nicht Velo fahren kann,
nennen Sie das Heterogenität?
Nein, das ist einManko. Ich finde
es aber wichtig, dass man die
Eltern nicht als Sündenböcke
hinstellt.

In den Elterngesprächen zeigt
sich aber: Vierjährige sitzen
täglich zwei Stunden vor dem
TV. Eltern nehmen sich keine
Zeit, um ihnen den Umgang
mit einer Schere beizubringen
oder zu zeigen,wieman
ein GlasWasser einschenkt.
Ich beobachte diesemirbekannte
Entwicklung mit einem ungu-
ten Gefühl. Doch: Eltern han-
deln selten vorsätzlich. Unsere
Gesellschaft hat sich verändert:
Statt dass die Frau sich zu Hau-
se umdie Kinderkümmert,müs-
sen heute oft beide Elternteile
arbeiten.

Die Gleichstellung ist schuld
an dieser Entwicklung?
Nein, wir haben viel mehr An-
nehmlichkeiten als früher, wir
sind bequemer geworden. Ein
französischerMedizinersagtemir
einst, dass unsere Herzleistung

im Vergleich zur vorherigen Ge-
neration stetig abnimmt. Das
heisst: Wir sind heute gar nicht
mehr in der Lage, dasselbe zu
leisten wie unsere Vorfahren –
einfach aufgrund derUmstände,
wie wir aufwachsen.

Wirverweichlichen also?
So könnte man es sagen. Diese
gesellschaftlicheTendenz spüren
wir auch in der Schule, und wir
müssen damit umgehen.

Gemäss Lehrpersonen
sind Elternmit
Migrationshintergrund ein
grosses Problem,weil sie
ihre Kindermit einerTüte
Chips vor demTVparkieren.
Mit diesemVorurteil möchte ich
aufräumen. Sprechen wir doch
vom sozioökonomischen Status,
statt alle Ausländer in eine
Schublade zu stecken. Würden
wir den Migrationshintergrund
als Kriterium nehmen, müssten
wir auch gut gebildete Expats
dazuzählen. Es gibt zudem auch
Schweizer mit tiefem Einkom-
men und schlechter Bildung.

DerVorwurf bleibt aber
derselbe: Statt «Fangis» zu
spielen, sitzen immermehr

Kinder stundenlang auf dem
Sofa und schauen «PawPatrol».
Wenn ein Vierjähriger täglich
zwei Stunden vor dem Tablet
sitzt, ist das sicher schädlich.
Abgesehen von Schlafstörungen
undKonzentrationsschwierigkei-
ten geht Zeit auch verloren, um
wertvolle Fähigkeiten zu lernen.

Zweitens bezeichnen Lehrkräfte
die sogenannten Helikopter-
und Rasenmähereltern als
grosses Problem.Diese trauen
ihren Kindern ausAngst nichts
mehr zu und räumen ihnen
alle Hindernisse aus demWeg.
Genau. Dieses absolute Sicher-
heitsbedürfnis in unsererGesell-
schaft schadet unseren Kindern

mindestens genauso wie zu viel
Bildschirmzeit.Wirwollen sämt-
liche Risiken minimieren. Dabei
ist die Welt in Sachen Krimina-
lität undVerkehr deutlich siche-
rer als vor 100 Jahren. Trotzdem
haben Eltern das Gefühl, sie
müssten ihren Kindern einen
GPS-Tracker ins Znünitäschli
stecken. Das Thema der Über-
wachung taucht in fast jedem
Elterngespräch auf. Ich rate
dringendst davon ab.

Wie reagieren Eltern
auf diesen Rat?
Sie entgegnen, ihr Kind wisse
ja nicht, dass es getrackt wer-
de. Kinder sind aber nicht blöd:
Siemerken doch, dass dasMami
jedesMal plötzlich dasteht,wenn
es schwierig wird. So lernt ein
Kind nicht, Konflikte zu lösen.
Das Elterntaxi ist ein weiteres
Beispiel dafür.

Weil die Kinder den Schulweg
nicht selbst meisternmüssen?
Auch.Am schlimmsten finde ich
aber, dass sie dem Kind eine gi-
gantische Entwicklungschance
nehmen.Mein Rat: Eltern sollen
ihren Kindern nicht nur etwas
zutrauen, sondern auch etwas
zumuten.

Viele Eltern halten es für
sicherer,wenn sie ihre Kinder
in die Schule fahren.
Die Risikominimierung ist ein
subjektives Gefühl. Die Chance,
mit demAuto zu verunfallen, ist
ähnlich hochwie zu Fuss.Gleich-
zeitig steigtmit jedemElterntaxi
das Risiko für die anderen Kin-
der, die zur Schule laufen. Der
Entscheid ist egoistisch. Und:
Wernurmit demAuto zur Schule
gefahren wird, lernt nicht, Ge-
fahren einzuschätzen.

Die Eltern sind also
doch das Problem?
Ich will nicht alle in einen Topf
werfen. Aber ja: Wenige Eltern
sind für ihre Kinder das grösste
Problem.

Was bedeutet das für Schulen?
Wir müssen uns fragen: Wie
kommenwir an die Eltern heran,
deren Kinder noch nicht im
Schulsystem sind?

Dann teilen Sie dieMeinung
vonMartina Bircher? Die
Aargauer Bildungsdirektorin
sagte kürzlich zum «Blick»,
die Väter- undMütterberatung
solle zu den Eltern nach Hause
gehen und sie dort aufklären.

Dass frischgebackene Eltern zu
Hause Unterstützung bekom-
men, finde ich richtig. Früher
übernahmdies die Grossfamilie.
Dass die Schule aber zu den El-
tern nach Hause geht, wäre mir
zu invasiv.

Waswäre IhrAnsatz?
Man müsste Anreize schaffen
für die Eltern. So ganz spontan:
Wenn sie drei Anlässe der El-
ternberatung besuchen, ist die
Spielgruppe gratis. Es soll eine
Unterstützung sein, eine Part-
nerschaft, keine Inspektion oder
Bevormundung.

Sowie die Gemeinde
Weisslingen, die derzeit
mit einemPilotprojekt Eltern
aus sozioökonomisch
benachteiligtenVerhältnissen
bei derVorbereitung auf den
Kindergarten unterstützt?
Davonwusste ich nichts.Aber ja,
solche Massnahmen sind heute
wohl nötig. Früher nannte man
dieses Programmdie Spielgrup-
pe. Dass nun Gemeinden ak-
tiv werden, stützt meine The-
se: Die Rolle der Schulewird be-
reits früher wichtiger. Ich finde
das richtig.

Die Schule soll die Fehler
der Eltern ausbügeln?
Eswäre schön,die Kinderdürften
mit denEltern lernenVelo zu fah-
ren. Am Ende ist die Schule aber
das System, das die Lücken aus
dem Elternhaus füllt. Die Schule
muss sich der Gesellschaft an-
passen, umgekehrt funktioniert
es nicht.Wir sind gefordert, neue
Ansätze zu suchen.

Haben Sie einenVorschlag?
Statt auf Mathe und Deutsch zu
fokussieren, müssen wir wohl
darauf achten, dass die Kinder
beweglich bleiben, dass sie so-
ziale und emotionale Reife ler-
nen,weil unsere Gesellschaft das
fordert. Vielleicht ist das die Lö-
sung in einer Zeit, in der das In-
ternet und KI dasWissen liefern.

DasThema KI bringt uns zur
Digitalisierung: Jugendliche
verbringen Stunden amHandy
und büssen ebenfallswichtige
Fähigkeiten ein.Was halten Sie
von einemHandyverbot
an Schulen?
Für mich ist das Politmarketing
von Bildungsdirektoren.Die Fra-
ge ist eine andere: Brauchenwir
für etwas derart Süchtigmachen-
des, Invasives – einVergleichmit
Alkohol und Tabak drängt sich
auf – nicht einen Jugendschutz?
Ganz besonders in Bezug auf so-
ziale Medien.

Wie lautet IhreAntwort?
Ja, aus meiner Sicht gehören so-
ziale Medien für Minderjährige
verboten. Abzustimmen und ihr
eigenes Geld zu verwalten, trau-
enwir den Jugendlichen per Ge-
setz erst nach dem 18. Lebensjahr
zu.Wieso gilt das nicht für Pro-
gramme,mit denen Erwachsene
kaumvernünftig umgehen kön-
nen? Wollen wir wirklich, dass
Algorithmen entwickeltwerden,
um die noch nicht ausgereiften
Gehirne unserer Kinder in den
Bann zu ziehen?

«Ausmeiner Sicht gehören sozialeMedien
fürMinderjährige verboten»
Oberster Schulleiter der Schweiz Kindern mangelt es zunehmend an selbstverständlichen Fähigkeiten:
vom Turmbauen bis zum Velofahren. Thomas Minder bereiten vor allem die Helikoptereltern Bauchweh.

Thomas Minder, oberster Schulleiter der Schweiz, im Gespräch über die auffällig vielen Defizite der Kinder. Foto: Patrick Gutenberg

«Manche Eltern
meinen, siemüssten
ihren Kindern
einen GPS-Tracker
ins Znünitäschli
stecken.»


